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Aus der Arbeit der Vereinigung der Juristen der DDR

Wahlen im Zeichen der Vorbereitung 
des XI. Parteitages der SED

Im ersten Halbjahr 1985 finden statutengemäß auf allen Lei- 
tungsebenen Wahlen in der Vereinigung der Juristen der 
DDR statt. Sie begannen in den Kreis- und Wirkungsgruppen 
am 28. Januar 1985 und finden mit der Zentralen Delegier­
tenkonferenz am 28. Juni 1985 in Berlin ihren Abschluß. 
Diese Konferenz wird die Aufgaben für die nächste Etappe 
beschließen und die zentralen Organe der VdJ neu wählen.

Die Wahlversammlungen der Kreis- und Wirkungsgruppen 
und die bezirklichen Delegiertenkonferenzen standen eindeu­
tig im Zeichen der Vorbereitung des XI. Parteitages der SED 
und der Würdigung des 40. Jahrestages des Sieges über den 
Hitlerfaschismus und der Befreiung des deutschen Volkes. 
Es wurde Rechenschaft über die Ergebnisse der vielseitigen 
gesellschaftlichen Tätigkeit der Berufsorganisation der Ju­
risten der DDR in Verwirklichung der Beschlüsse des 
X. Parteitages der SED abgelegt, und zugleich wurden die 
nächsten Aufgaben der VdJ-Gruppen zur weiteren Stärkung 
unseres sozialistischen Staates und seiner Rechtsordnung, 
zur Entwicklung des sozialistischen Rechtsbewußtseins der 
Werktätigen, zur Festigung der Gesetzlichkeit und zur Un­
terstützung der Rechtsarbeit in allen gesellschaftlichen Be­
reichen beraten.

Die von den Vorständen der Kreis- und Wirkungsgrup­
pen erstatteten Rechenschaftsberichte (so z. B. in Templin, 
Rostock-Stadt, Strausberg und Nauen) verdeutlichten, daß 
für die VdJ eine erfolgreiche Wahlperiode abläuft, in der die 
Juristen im Rahmen ihrer Vereinigung gesellschaftlich sehr 
aktiv waren. Das trifft vor allem auf das Jahr 1984 zu, in 
dem die Tätigkeit der VdJ in ihrem 35. Gründungsjahr in 
die schöpferische Arbeit der Werktätigen zur weiteren Ver­
wirklichung der Beschlüsse des X. Parteitages der SED ein­
gegliedert war. Das Hauptanliegen bestand darin, die mit 
der 7. Tagung des Zentralkomitees der SED gesetzten hohen 
Anforderungen in praktische und wirksame Resultate ge­
sellschaftlicher Aktivität umzusetzen und den spezifischen 
Beitrag der VdJ zur Verwirklichung der auf die Erhaltung 
des Friedens und die Beseitigung der Kriegsgefahr sowie auf 
die weitere allseitige Stärkung der DDR gerichtete Politik 
der SED zu erhöhen. So gab es vorbildliche Leistungen, um 
den 35. Jahrestag der DDR würdig vorzubereiten und vor 
allem auch die Wahlen zu den örtlichen Volksvertretungen 
im Mai 1984 sowie der Richter und Schöffen der Kreisge­
richte und der Schiedskommissionen aktiv mitzugestalten.

Das Gesamtergebnis dieses Jahres, vor allem die rechts­
propagandistische und bildungspolitische Tätigkeit, reiht sich 
würdig in die positive Bilanz der Gesellschaftsentwicklung 
ein, die auf der 9. Tagung des Zentralkomitees der SED ge­
zogen werden konnte. Dabei erreichten die Bezirksgruppen 
Karl-Marx-Stadt, Erfurt, Leipzig, Cottbus, Schwerin und 
Potsdam besonders gute Ergebnisse.

In Verwirklichung der Wahldirektive und der Beschlüsse 
des Zentralvorstandes „Für höhere Wirksamkeit der gesell­
schaftlichen Arbeit der VdJ in Vorbereitung des XI. Partei­
tages der SED“ vom 18. Januar 1985 wurden in den Wahl­
versammlungen folgende Aufgaben in den Mittelpunkt ge­
stellt.

1. Die VdJ wirkt an der umfassenden Volksaussprache 
in Vorbereitung des XI. Parteitages der SED mit, stärkt mit 
der rechtspropagandistischen und rechtserzieherischen Tätig­
keit ihrer Mitglieder das sozialistische Rechtsbewußtsein der 
Werktätigen und ihr Vertrauen in die sozialistische Staats­
macht.

2. Eine erstrangige Aufgabe wird auch weiterhin darin 
gesehen, unablässig zur Stärkung und Entwicklung der so­
zialistischen Staats- und Rechtsordnung beizutragen, die Ge­
setzlichkeit auf allen Gebieten zu festigen und der Vorbeu­
gung von Rechtsverletzungen besondere Aufmerksamkeit zu 
schenken. Der Beschluß des Sekretariats des Zentralkomitees 
der SED vom 24. Oktober 1984 zum Bericht der Kreisleitung 
Annaberg ist auch in der VdJ umzusetzen. Die VdJ-Arbeit 
ist als Teil der massenpolitischen Arbeit in den Territorien 
und Betrieben anzusehen und in enger Zusammenarbeit mit 
den Staatsorganen, gesellschaftlichen Organisationen und In­
stitutionen zu verwirklichen. Besondere Beachtung verdient 
dabei eine bürgernahe Kommunalpolitik; diese ist mit den 
spezifischen Möglichkeiten der VdJ zu unterstützen.

3. Eine bedeutende Aufgabe für jede VdJ-Gruppe besteht 
darin, das Recht noch umfassender und wirksamer für die 
Verwirklichung der neuen Etappe der ökonomischen Strate­
gie einzusetzen. Im Vordergrund stehen dabei jene Fragen 
der Wirksamkeit des Rechts und der Rechtsarbeit in den 
Kombinaten und Betrieben, die mit den Intensivierungsfak­
toren, der Neuererbewegung, der konsequenten Durchsetzung 
des Gesundheits-, Arbeits- und Brandschutzes sowie mit der 
Gewährleistung hoher Ordnung, Disziplin und Sicherheit an 
jedem Arbeitsplatz Zusammenhängen.

4. In ihrer internationalen Arbeit setzt die VdJ verstärkt 
ihre Bemühungen fort, einen konstruktiven Beitrag zur Un­
terstützung der Außen- und Sicherheitspolitik der DDR zu 
leisten. Sie wird die Friedensvorschläge der sozialistischen 
Staatengemeinschaft erläutern und das Vertrauen der Bür­
ger in die Außenpolitik der sozialistischen Gemeinschaft 
stärken, für die unabdingbare Achtung des Völkerrechts in 
den zwischenstaatlichen Beziehungen eintreten und die im­
perialistische Gewaltpolitik sowie jedweden Antikommunis­
mus und Antisowjetismus entlarven und zurückweisen. Sie 
wird die brüderliche Verbundenheit mit den Juristen der 
Sowjetunion und der anderen Staaten der sozialistischen Ge­
meinschaft weiter stärken und sich konstruktiv für die Ver­
wirklichung des antiimperialistischen Aktionsprogramms der 
IVDJ einsetzen.

Dr. Kurt Kattanek

Fortbildungsseminar
zum Staats- und Verwaltungsrecht

Nachwuchswissenschaftler des Staats- und Verwaltungsrechts 
trafen' sich unlängst auf Einladung der VdJ zu einem drei­
tägigen Fortbildungsseminar in Plau am See. Mit dieser 
Schulungsveranstaltung wurde eine Arbeitsmethode über­
nommen, die sich in der Tätigkeit der Sektionen Strafrecht/ 
Kriminalitätsvorbeugung, Wirtschaftsrecht sowie Zivil-, Fa­
milien- und Arbeitsrecht bereits bewährt hat.

Zu dem Seminar waren junge Wissenschaftler der Aka­
demie für Staats- und Rechtswissenschaft der DDR, der 
Humboldt-Universität zu Berlin, der Friedrieh-Schiller-Uni- 
versität Jena, der Martin-Luther-Universität Halle-Witten­
berg und der Hochschule der Deutschen Volkspolizei „Karl 
Liebknecht“ Berlin delegiert worden. In Zusammenarbeit 
mit den Sektionen der Universitäten und den Hochschulen 
wurde ein Tagungsprogramm vorbereitet, das Raum sowohl 
für Vorträge als auch für Diskussionen zu folgenden The­
men enthielt:
— Die Verfassungen sozialistischer Staaten in einem Ver­

gleich (Prof. Dr. sc. Rudolf Hieblinger, Martin-Luther- 
Universität Halle-Wittenberg),

— Probleme zum Lehrbuch Verwaltungsrecht unter der Sicht 
der zweiten Auflage (Prof. Dr. sc. Gerhard Schulze, 1. Pro­
rektor der Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft 
der DDR),

— materielle und verfahrensrechtliche Regelungen des Ver­
waltungsrechts der DDR (Dr. sc. Heidrun Pohl, Akademie 
für Staats- und Rechtswissenschaft der DDR),

— Staatsbürgerschaft in der Entwicklung der Arbeiter-und- 
Bauern-Macht (Prof. Dr. habil. Gerhard Riege, Friedrich- 
Schiller-Universität Jena).
Dazu gab es einen angeregten, konstruktiven Gedanken­

austausch, dem Erfahrungen aus der wissenschaftlichen Ar­
beit an den verschiedenen Einrichtungen auf diesem Gebiet 
zugrunde lagen. Augenscheinlich wurde hier das Bedürfnis 
der jungen Wissenschaftler nach Kommunikation über ihre 
Lehr- und Forschungstätigkeit befriedigt. Mit Verständnis 
und Aufgeschlossenheit tauschten sie Erfahrungen über ihre 
Arbeitsmethoden und -gegenstände aus, knüpften Verbin­
dungen für die künftige Kooperation und brachten den 
Wunsch nach regelmäßigen Zusammenkünften dieser Art 
zum Ausdrude. Diese ersten Erfahrungen werden für die in­
haltliche und methodische Gestaltung künftiger Fortbildungs­
seminare ausgewertet werden. Schon jetzt lassen sich daraus 
folgende Überlegungen ableiten:

1. Das Gespräch des jungen Wissenschaftlers mit dem er­
fahrenen Hochschullehrer, die Diskussion zu ausgewählten 
Problemen der Staats- und Verwaltungsrechtswissenschaft,


